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5. Entwurf des Johressteuergesetzes 2009
Laut Regierungsentwurf zum Jahressteuergesetz 2009 vom

18. 6. 2008 souen künftig dle Einlünfte aus der Überlassung be-
weglicher Sachen gemäß $ 50a Äbs.4 Satz 1 Nr.3 EStG nicht
mehr den Steierabzug unterliegen. Damit würden die Ein-
künfte aus der Hoteleinrichtuns ebenso besteuert wie die Ein-
künfte aus dem Hotelgrundstü& und -gebäude. Damit besteht
die Problematik der unterschiedlichen Besteuerung zwischen
dern rein inländischen .und dem grenzüberschreitenden Sachver-
halt nur noch bis zum Verinlagungszeitraum 2008.

Es sei hier erwähnt, dass die Begründung imJahressteuerge-
setz für den W'egfall des Steuerabzugs irre{iihrend ist. Dort wird
der Verzichr aufden Steuerabzug damit begründet, dass die Ein-
künfte aus der Überlassung von beweglichen Sachen und der
Veräußerung von Rechten regelmäßig auf Grund der DBÄ in
Deutschland nicht besteuert werden könnten. Diese Äussase ist
zutreffend {iir die Einkünfte aus der Veräußeruns rroo Reclten,
findit aber gerade aufdie Einkünfte aus der Üb".l",,ooglron b"-
weglichen Sachen keine Änwendung, da laut DBA, wie oben
dargestellt, Deutschland das Besreuerungsrechr zusteht und
Deutschland davon auch Gebrauchmacht.

Femer sieht der Entwurf des Jalresteuergesetzes 2009 vor,
dass die Verrnietunsseinlünfte aus deutschen Immobilien über
audändische KapitJgesellschaften zukünftig gem:iß $ 49 Abs. 1
Nr.2f ESIG als Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu behandeln
sind. Diese Anderung liihrt allerdings nicht zu Gewerbesteuer,
wenn keine Betriebsstätte in Deutschland besteht. Auf Grund
dieser Umquat6zierung der Einkünfte muss zukünftig keine
Berechnuns des Überschusses der Einnahmen über die Wer-
bungskoste-n mehr erfolgen. Damit ist nur noch eine Überle!
tung des ausländischeu handelsbi.lanziellen Ergebnisses (2. B. bri-

tisches GAÄP oder luxemburgisches GAAP) aufeinen Betriebs-
vermögensvergleich gem:iß $ 4 Abs. 1 ESIG erforderlich.

Die Neuregelung beseitigt die vorstehend dargestellte Euro-
parechtswidrigkeit und dient erheblich der Vereinfachung der'B.rt.rr..uogsi."*ir, 

ist mirhin sehr zu begrüßen. Für Veänla-
gungszeiträume bis zum Inkrafttreten der Neuregelung wdre die
Finanzverwaltung gut beraten, das Scbreiben vom 5.4.2007
auch auf Fälle des Steuerabzugs nach \ 50a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3
ESIG bei Vermietung von beweglichen Sachen zu erweitern.

6. Zusommenfossung
Halten ausländische Kapitalgesellschaften inländische Im-

mobilien als Direktinvesrition, so erwerben sie, je nach Bnnche
des Mieters, auch Einrichtungfnventar der lmrnobilie. Nach
derzeitiger Gesetzeslage werden die Einkünfte aus der Vermie-
tung von beweglichen Sachen durch ausländische Kapitalgesell-
schiften im wlge des Steuerabzugs besteuert. oabei 'rvi-rd die
Steuer aufdie BruttoeinnahmCn ohne Abzug von Werbungskos-
ten erhoben. Dies führt zu einer Ungleichbehandlung gegenüber
vereleichbaren rein inländischen Sachverhalten. Dieser Verstoß
g"gln di. eu.op"t .htlich gewäbrte Diensdeisrutrgsfreiheit ldsst
sich durch Geltendmachung von Betriebsausgaben im Kapitaler-
üagsreuerverfahren i4 entsprechender Anwendung des BMF-
Scüeibens vom 5. 4. 2004 biseirigen. Diese europarächtswidrige
Regelung wird gemäß Enrwurf desJahressteuergesetzes 2009 ab
d"Ä v..inJ"gotigrr.itraum 2009 arifgehoben, so das Einlünfte,
die eine auslän&sche Kapitalgesellschaft aus der Vemietung von
beweglichen Sachen erzielt. zuküoftig aufdie gleiche Weise be-
sreueit werden wie Einkünfte aus Gru--ndsrücken und Gebäuden.
Damit ergibt sich ftir die Besteuerungspraxis eine begrüßens-
werte Vereinfachune.

Die Künsflerbesteuerung noch dem Referentenenfwurf des BMF und dem
Regieru n gsenfwu rf zu m J qh ressteuergeset z 2009

I Von Dr. Harald Grams und Ilka Schön, beide Bieldeld-

Der EuGH hot in den Verfohren Gerrifse' und FKP Scorpio Kon-
zerlproduklionen GmbH' Teile von Regelungen des deutschen
Steuerrechts über den Quellensteuereinbehqh ouf Einkünfte ge
bielsfremder Künstler für mit der Dienstleistungsfreiheit des EG-Ver-
troges (Art. 49/50 EG) unvereinbor erklart. Dos BMF hotte dorouf-
hin eine vorlöufige Umselzung durch BMF-Schreiben vom 5.4.
2OO7 vollzogen3. Nunmehr ist beobsichtigl die Vorgoben der zu-
yor genonnten EuGH-Urteile im Johressteuergesetz 2009 zu vol!
ziehen und dos notionole Recht entsprechend onzupossen.

I . Einleitung
Geqen die Bundesrepublik Deutsclrland ist seit genumer

Zeit eii Veruagsverletzungwerfahren wegen der steuerlichen Er-
fassung uon beschrinkt steuerpflichdgen Künsrlern anhängig'.
Der Referentenentwurfdes BMF vom 28. 4. 2008"'und der Re-
gierungsenrwurf vom 18.6. 20084b nehmen die gemeinschafts-
iechtlichen Bedenken aufund setzen sie in nariona.les Rech r um

Äus Vereinfachungsgründen wird die Äbhandlung an den
Referenrenenrwurf zumJahressreuergesetz 2009 angelehnt. den
der Regierungsenrwurf vom 18. 6. 2008 vollurnfänglich über-
nommen hat.

Positiv ist zunächst festzuhalten, dass gebietsfremden Künst-
lern aus der EG bzw. dem EWR im neuen \ 50 AblZ Satz 2

4 Siehe IStR LänderbeÄchr 21/2004 vndT/2007, 1 ünd Pressemitteilung

der Europäischen Kommission v. 31 1 2008 IP/08/144 unter hnp://europa.eu/

raoid/orissRelearsAcLion.do?reference=l P/08/ I 44&fonnar=HTMI&
aged=ötlanguage=deaguilangrage=de.
4a hnp://www.bundesfinanzministerium.delnn-4138/DUBMF-Srartsei-
E/Altullles/Altuefe-cesetze/ReferentenentwuerG/053-a,temPla-
teld = raw, property = publicationFile.pd f.
ab hnD,i/;-.1"d*turnzminisienum.de/nn-4138 DE/Wjrts.hafr -und-
v.r.'alöng/steu.r"/Steueneform,r00S,Jrbressreuergeserz-Kabin€ft-arnl,tem-
plateld= rrw,property=publicarionFile.pdi

* Dr.ITanld Cransist Rech*anwalt, FAfStR, Steuerberater und Patnerbei
crams utrd Pertner in BieleGld; Dipl.Kffr. (FH) lld s'r.'/, ist Fachassittentin
fiir die Besteuerung beschränkt steuerpflichtiger Künstler, ebenfalls bei Gmms
und Pertner, Rechtsanwälte und Steuerberater in Bielefeld.
1 Er:GHv. 12.  6.  2003,c-234/01,  Gerr i tse, ls tR2003,458, BStBl I I2003,
859.
2 EuGHv.3. 10. 200 6, C-290/04, FKP Seorpio Konzeiprcduhtionell CnbH,
IS'R 2006, 743,  BStB] I l2007,352.
3 BMF v.  5.4.  2007,Iv C8 -S -  2411/07/0002, ISrR 2007,412, BStBi  I
2007,449.
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Nr.5 ESIG n. F. ein VeranJagungswahlrecht eingeräumt wird'

Zudem wird nunmeh.r gesetzlich veranl<ert' dass der Steuerab-

zug aufden,,Gewinn" virgenommen werden kann ($ SOaAbs 3

ES;G n. F.), der Bruttosteuersatz fiir die Äusübung 1in9r 9i1;
schliqiqen Tärigkeit sowie deren Verwertung einheitLich l5 %

der Ein--nahmen bet.ägr ($ 50a Abs.2 Satz 1 ESIG n. F.). zu den

Einnahmen tricht mehi di! ReiseLosten hinzuzurechnen sind, so-

weit die tatsächlichen Kosten nicht überschritten werden ($ 50a

Abs. 2 Satz 2 ESIG n. F.) und die Besteuerung der sog. 2. Ebene

nichr in jedem Fall mebr durchgeführt werden muss ($ 50a

Abs.4EstGn. F.).

Erkennbar wird, dass der richtige Weg beschritten ist, abe!

eleichwolJ Kiitik an der einen oder anderen Stelle angebracht ist

ind zu einem Überdenlen der eingenommenen Position An-lass

geben sollte.

2, Krif ik om Steuerobzugsverfohren
Der hier irn Raume stehende Referentenentwurf setzt bei

der Erhebung der Eftragsteuer nach wie vor aufdie Steuererhe-

bunq an d.iQu.lle. ln die Diskussion geraten war nach der
! Recf,rsprechung des EuGH in Sachen Gerritse wd FKP srcr/o

Korzeiorodukriinen Cnblf die Frage, ob seit der Geltung der

Beitreib'unesrichtlinie6 ein nur {iii Gebietsfremde geltendes

Steuerabzugsverfahren als verhjltnjsmäßig anzusehen ist Dieses

hat der BFIi zwar für zweifelhaft erachtet, aber einen Anrrag auf

. Aussetzung der Vollziehung abgelehnt'.

Der vom EuGH angeführte Verlvjltnisrrüßigkeitsgrundsatz
muss u. E. im Lichte deiBetreibungsrichtlinie gewenet werden'

Aus dem Zusammenwirken zwiscben Betreibungsrichtlinie und

richtigemAdressaren der Offenbarung der Kosten wüd deutlich,

dass d"as Verfahren der Steuereintreibung auch unter Berücksich-

tieung des Referentenentwurfs unverhdltnismäßig ausgestaltet

isi G-eleitet von der Erkenntnis. dass Berriebsgeheimlisse zu

schützen sind, ist nicht nachvollziehbar, warum derjeweilige Ge-

bietsfremde erst über den Vergütungsschuldner eine Steuerre--

duktion erreichen kann, indemirihm seine Betriebsauspben of-

fenbart. Es muss altemadv die Möglichkeir geben, dass der Ce-

bietsfremde ir: KooPeration mit der zuständigen Finanzverwal-

tung selbst eine Ster]erreduktion herbeiliihren kann. Insofem ist

zu färdern, dass - so wie bei Gebiecsansässigen auch -, eine Re-

1- duktlon schon durch Glaubhaftmachuog der Auspben erreicht

wird. Solche Verfahren habetr sich in anderen Mitgliedstaaten

bewährt3. Ewvaige Unsicherheiten könnten dabei durch Sicher-

heitszuschlägebäeinigt werden; ein zu geringer Steuereinbehalt
- was aber A-usnahme 6leiben wl rd - könnte sodann über die Bei-

treibunesrichtlinie vollstreckt werden. Der Bescheid über die

Steuerräduktion kann dem jeweiligen Vergü tun gsschuldner-vor
ZalJung vorgelegt wetden; er isr geprüft und für ihr rechts-

verbin dlich".

Das bestehende und durch den Referenteneltwurf unterstri-

chene System der Steuererhebung durch Steuerabzug. an der

Quelle könnte den gebietsansässigen Vergürungsschuldner da-

von abhalten, Engagements mit gebietstremden Kunstlem eln-

,oeeh"rr. I., i". öri*is hat sich auch nach der Rechtsprechung

5 Siehe Fn.  I  und 2.
6 Richtlinie 2001/44,/EG des Rates v. 15. 6 2001 zur Anderung der Richt-

üije ?6/30S,iEWG, htrp://eur-lex.europaeu/smanapi/cgils9-dockmer-
tapilcelexplusiprodlCELEXnumdoc& numdoc=30 IL0044&lg=de

T BFH^I.  29.  I  l .  2007, I  B 18I /07,  ISIR 2008 1 |2 m Anm Grans'

8 Siehe zum Verfaken in Großbritannien G/d,ar, IWB Fach 5 GruPpq 2'

401 und zum Verfahren in den Niederlanden Molenaar/Ctans, r\tB Fzch 5 '

9 
-SieheFn. 

8.

des EuGH in Sachen Ceftiße'rnd FKP S.otltio Konzertytodubtionex

GmbH'o z,t dem hier einschlägigen Themenkonplex gezeigt,

dass dieTendenz zur Anerkennung -'on Kosten aufder Ebene des

QuelJensreuereinbehalrs gering ist. Die gebletsansäsigen Vergü-

cunqsschuldner gehen in die Richt ung. eher zu viel. denn zu we-

nie"Steuer einzÄehalten, da die für sie besrehende Haftungsre-

eeLne nicht hinwegzudenken ist. So besteht z. B. dje Gefehr.

äass di"e Fjnanz.,erwiltung die Höhe der angesetzten Kosten-spä-

ter nicht anerkennt und entsprechend zu wenig einbehaltene

Steuer im Wege der Haftunq iinfordert. obwoltl dieses Für den

Gebietsansässi-sen als steuerlichen Laien nicht erkennbar *at'

Das Gleiche glt bezogen auf die Rechtsfrage, was unter -Kosten
,., ,r"rrt"h"ri ist, die in ,,... unnittelbarem wirtschaftlichen
ZusammenhanE .. ." mit den Einnahmen aus der Veranstaltung

stehen, wie in $ 50a Abs. 3 Satz 1 ESIG n. F. niedergelegt. Was

dazuzurechnen'ist, ve tmagz. Zt keitet genau zu sagen. Losgelöst

davon, dass nach Verwältungsauft-assung GemeiDkosten - entge-

sen der Rechrsauft-assung der Europäschen Komrnission im Ver-

irre*"rl.t"unqru".f"h.ä t qgqlq 8sz - nicht darunter fallen

solien ", *ird i. B- in d.. Praxis die Auft-assung verrreten. dass

selbst Personalkosten im Wolnsitzstaat nicht mit dazuzurechnen

sind und zwar auch dann, wenn sie durch die Planung und

Durchführung der Veranstaltung zustande g-ekommen sind.

Der Vergütunqsschuldner isr zudem nicht dazu bereir, den

erhöhten Ve-r*altingsaufwand kostenmäßig zu tragen, der mit

der Errnitlung der Nettobemessungsgrundlage und der Erstel-

lung der modifizierten Steueranmeldung iln Zusammenhaog
steh-r''. Der Staat verlagert hierdurch Aufwand, den er selbst zu

tragen hätte, entschädigungslos auf außerhalb der Verwaltun$

stehende Personen,
Vom Gebietsfremden wird aufder Grundlage der Rechtspre-

chung des 8FH" im Erqebois erwartet, dass er sich über &e

Rechim;ßlgkeit des Steuerabzuges und über an den Vergütungs-

schuldner leleistete Erstattungen zivilrechtlich auseinander-

setzt, obwohl öSentbch-rechtliche Ansprüche im Raume ste-

hen, ndrnlich allein Steueransprüche des Staates.

Die zuvor senannten Probleme können dadurch beseitigt

werden, dass dJm Gebietsfremden ein Wahlrecht clahingehend

einqeräumt wird, seine steuerlichen Belange rechtwerbindlich
miäer Finanzverwaltung im eigenen Namen zu regeln Ggf' be-

sreht sodann für ihn auih die MoghchLeit, im einsrweiligen

Rechrsschutz vorzugehen. Das Verfaluen vor den Finanzgericb-

ten seeen den Staat i:r gegenüber Verfahren vor den ZiviJgerich-

ten äü"nsrieer, dentt der-Sieuerpflichtige hat gar keinen (im einst-

*.il]qen iechtrrchutz) bzw. einen geringeren Gerichtskosten-

,ror,Äusr (i* Kl"geverfahren) zu leiscen, unterliegt im finanzge-

richdichem Verfaf,ren dem Amrserrnittlungsgrundsatz und steht

damit beweisrechtlich besser als im Verfahren vor den ZiwiJge-

richten. Äuch wird das Gesch.:äftsverh'iltnis zu seinem nationalen

Partner nicht durch Prozesse belastet, die ihren Ursprung im öf-

Gntlichen Recht haben. Letztlich wird verhindert, dass öffent-

lich-rechtliche Steueransprüche zu Lasten des Gebietsfremden

mit einem Insolvenzrisil<o in der Person des Gebietsansässigen

belastet werden.
Dem Gebietsfremden ist mithin - losgelöst vom Regelungs-

umfans der Beitreibunqsrichtlinie - als milderes Mittel das

Recht 
"zuzugestehen. 

säuerlich negative vermurungen (hier

Nichtzahlun-g der Steuer zur Legitirnation der Einschaltung ei-

10 SieheFn. 1 und 2.
11 SieheFn.3.
12 Siehedazu S 73d, S.83 im ReGrentenentmrf.
r: SrH ". 7."11.2007,I R 19104, IStR 2008, 266' httP://$rww btllur-

teile.delIR1904.hlm.
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nes Dritten) dutch eigenes Handeln zu widerlegen, indem durch
sein Tätigwerden gegenüber der Finanzverwaltung eine Aner-
kennune der Kosten erreicht wird. Unsicherheiten können
durch Slcherheitsleistung ausgeg[chen werden (z B. Banlbürg-
schaft). Hierdurch wird verhindert, dass aktuell erforderliche li-
quide Mittel über den Steuerabzug beim Vergütungsschuldner

,,geparkt" *erden und durch einen zu hohen Steuereinbehalt die
Jtuelle Gefahr beeründet wird, Iaufende Tourneekosten nichr
zalrl"o zu können.'in diesem Sinne hat es der EuGH z. B. zuge-
lassen, dass die gesetzliche Unterstellung vorgeprägten Handelns
durch aktives Zutun des Gebietsfremden widerlegt werden
kann. Generelle Sicherungsgedanken werden dabei als nicht an-
gemessen zur Erreichung des Ziels eingestuft"-

3. Kritik im Rohmen der iteuererhebung (für Gebiets.
fremdel

a) Zu beanstanden ist auch, dass durch den Zugriffder Steuer
bereits im Zeitpunkt einer Anzahlung und vor Leistungserbrin-
gung unterschiedliche W'ettbewerbsbedingungen für Gebiets-
iremde und Gebietsansässige geschaffen wurden und auch nach

l- dem hier im Raume stehenden ReGrentenentq,nrfbeibehalten
werden. Besonders deutlich wird dieses Problembei Betrachtung
der Besteuerung von gebietsfremdenjuristischen Pelsonen.

Im welrweiten Gescbäft mit Konzerttoumeen ist es,,Gesetz",
dass schon nach Vertragsunterzeichlung eine Anzalrlung aufdie
im Verrrag verankertJ GarantiezaltJ"n[ f ig wird. Es-werden
Größenordnungen von mindestens 50 % bis sogar .[00 % vorab
eingefordert,je nachdem wie bekannt die gebietsfremde Künst-
lergruppe ist. Der Zeitraum zwischen Anzahlung und Leistungs-
erbringung kann viele Monate umfassen; im Konzertgeschäft
Iiegt der vorgelagene Zahlungszeirpunkt schon oft_ein-Jahr vor
der Präsentation derjeweiligen Konzene in Deutschland.

Den Cebietsansässigen wird dagegen durch das bestehende
und auch in Zukunft weitergeltende System der Ertragsbesteue-
rung ein qesetzlich angeordneter Wetrbewerbsvoneil bezogen
auflhre Liquidität gewährt, denn sie zahlen aufeine Anzahlung
irn lGlendiriahr 2008 für eine Konzertserje in 2009 die darauf
entfallende frtr€steuer erst fiir dasJahr 2009. Der späteste Zeit-
ounl<t der Zalrluie kann sich sogaiaufdas Jahr 20i1 verlagern,
w.nn dle Jahr.stäererklä.ungäbgeg.ben-wird. Im konlcieten
Beispiel hat eine gebietsfremde juristische Person ihre Ertrag-

! 
steuer berejrs "ufäi. AtrrrhJung.rorzeitig, nämlich in 2008 zu

entrichten, denn $ 50a ESIG knüpft allein an den Zufluss der
Vergütung ($ 50a-Abs. 5 Satz 1 ESIG i. V. m. $ 11 ESIG) und

nichl an &e Gewinnrealisierung an. Für den Gebietsansässigen
gilt dagegen bei der Frage der ertragsteuerlichen Erfaxung vor
Anzal ungen nicht das Zuflussprinzip (\ 11 ESIC). sondern al-
lein das ins 5 Abs. 1 ESIG i. V. m. $ 264 f. HGB verankerte Rea-
Iisationsprinzip. Anhand der Regelungen zur Bilanzierung wird
deutlich, dassiine mlt dem Sreuerz ugriff verbundene Gewinn-
realisierung erst mit Leistungserbringung zu erfolgen hat (kon-

kret: mit Durch{iihrung des Konzerts). Solche einseitigen Liqui-
äitätsvorteile bei der Frage der Einforderung von Steuervoraus-
zahlungen sind aber nach der Rechtsprechung des EuGH ge-
meinschaftsrechtlich gesehen untersagt'",

b) Bei Betrachtung des Referentenentwurß wird deutlich,
dass nunmehr auch gesetzlich fiir Steuerpflichtige aus der EG

und dem EWR eine- Nettobesteuerung Lereits än der Quelle
möglich ist ($ 50a Abs. 3 ESIG n. F.), was grundsätzlich gesehen

der Dienstleistungsfreiheit entgegenlommt Äber bei genauerer
Betrachtuns wird erkennbar, dass die Steuerreduktion erst mit

Nachweis äes Betriebsausgabenabzuges greift. denn die Be-

triebsausqaben sind ..... in ;iner ftir däs Finanzamt nachprüfba-
ren Form .. ." nachzuweisen. Was die Finanzverwaltung unter

,,Nachweis" versteht, hat sie bereits in ihrem BMF-Schreiben
vom5.4. 2007 deutlich gemacht16. Darunter sollen insbesondere
Rechnunsskopien und Zahluoqsnachweise fallen.

Solchf Voieaben behindeÄ deu freien Dienstleistungwer-
kehr, denn ein in dieser Form geforderter Nachweis ist denknot-
wendiq im Zeitpunkr der Leistung von Vorauszatrlungen nichr
und ,elbst im Zeitpunkt der Leistungserbringung nicht irnmer
möelich. Der Gebiitsfremde kann zu diesen Zeitpunkten enrwe-
der noch keine Rechnungen oder aber nicht alle Rechnungeu
vorweisen, losgelöst darnon, dass alle geforderten Zahlungsnach-
weise ebenfalli noch nicht vorliegen' Der Gebietsfiemde muss

damit eine überproportionale Steulrvorauszaliung leisten, die -

bezoeen auf den taisächlichen Gewinn - wesentlich zu hoch ist,

denrr-&e gesetzlich eingeforderte Steuer ist * auch nach dem Re-
ferentenJntwurf- nach wie'l"or von den Einnahmen zu erheben.
Die überzahlte Steuer kann er aufder Grundlage der gesetzlichen
Konzeption erst dann und allein über den gebietsansässigen Ver-
gütungsschuldner wieder zurückfordern, wenn die Ausgaben

iestsr.f,"r, ond ,,rr"chgewiesen" werden, was oft erst nach Been-

digung der Tournee der Fall sein wird. Die aufdie Kosten zu er-

he-benäe Steuer fehk damit im Tagesgeschäft zur Begleichung
der fillisen Betriebskosten. Ein Gebietsansässiger hat dagegen irn

Verfahrän der Steueworauszablungen ($ 37 ESIG) seine Kosten
nur qlaubhaft zu machen: er zahlt injeder Phase der Steuererhe-

buni Abgaben nur und allein aufden (zu erwartenden)Gewinn.

ä zribemline.ltt isr - bezogen aufden im Raume srehenden
R"f#rrt.n.nt*itf - auch dei ftir narürliche Personen veran-

kerte Durchschnittssteuersatz auf das Nettoergebnis von 30 %
(\ 50aAbs. 3 Satz 3 Nr. 1 ESIGn. F.). Ein Gebietsansässiger zahlt
ii 2007 eine Durchscbnittssteuer von 30 % erst ab einem zu ver-
steuernden Einkommen i. H. von ca. 70 000 €. Ein solches Ein-

kommen ist als überdurchschnittlich zu bezeichnen. Dieser IJm-

stand verdeutlicht, dass Einkünfte von über 250 € bis zu einer

Größenordnuni von unter 70 000 € teilweise erheblich schlech-

ter gestellt sind als es irn Falle von Gebietsansässigen der Fall ist.
'NiÄt zu akzeptieren ist. dass insbesondere Geringverdiener
überproporrionäl belastet werden, denn die Diskrepanz zwischen
dem-individuellen Steuersatz eines Gebietsansässigen und dem

eines Gebietsfremden steigt,je geringer die Einkommen sind.

Eine statistische Erhebung der Künsdersozialkasse trifft zum

1. 1. 2007 eine Aussage zurlFrage von Durchschnittseinkommen
im Bereich Musik".ln Zah.len stellt sich das Einkommen wie

folet dar:

Einkommen [,'länner
Einkommen Frauen
Durchschnitl

10 378 €

4544€

9 6 9 8 €

ISrR l8l2008

Noch schlechter ist die Einkommenslituation bei den

Berufsanüngern13. Hier stellt sich die Situation in Zahlen wie

folgt dar:

Einkommen Männer 7 110 €

Einkommen Frauen 6 690 €

6 9 1 4 €Durchschnill

14 XuGHv.11. l0 2007,C-451/05, Elka, Rn. 94i,  IStR 2007, 894.
15 EuGH v. 8. 3. 2001 , C-397 /98, C-410/98. Metallgue 'chdft/Hoeelßt,Istk
2001 , 215, Rn. 5 8f , Slg . 20A1 , 17 2t .

16 SieheFn.3.
17 http://wrw.kuenstlersoziaikase.delwDeutsch^sk-in-zrhlen/statistik/
durchschnit*einkommenversicherte Php
18 hnp: i /www.l  uen*t*- , ; " t t r ' , j  a.  '  -O.,  ' r  h, /ksk- in uatr len/sr : r l t ik /

durchscln i r rsein lomnenb.ruiunf"enger.php.
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+ GrundbelEg

BMG

Steuer

1 000,00 €
7 664,00 €
I764,00 €

1 000,00 €
7 664,00 €
8 764,00 €

AUFS

Die lJnterschiede verdeutlichen sich anhand des nachfolgen-
den Beispiels, berechnet nach der Grundtabelle 2008 und ausge-
hend von einem zu versteuernden Einkommen des Gebietsfrem-
den von 1 000 € :

Bercchnunglt. Berechnung lt.
Geffitse-Entscheidung des EUGH Beferentenentwurf des BMF

handelsorganisation, das durch den Beschluss des Rates 'r.orn

22. 12. 7994 94/800/EG im Namen der EG in Bezue auf die in
ihre Zuständigkeiten fallenden Bereiche von der EG genehmigt
wurde, erlangen auch Drittstaatler Rechte im Bereich des
Urheberrechtsschutzes". Ärt. 9 Abs. 1 des senannten Überein-
kommens bestärigc, dass die Mitglieder die Är. I bis 2l des Ber-
ner Übereinkommens (1971) und den Änhang dazu zu befolgen
haben'u- Ausfluss des Übereinkommens ist im narionalen Recht
z. B. $ 19 Abs. 2 UrhG, wonach dem Urheber das Recht zusteht,
das Werk öffentlich zu Gehör brinsen zu dürfen. Dieses Recht ist '

in Art. 11Abs. 1, Art. 1lbis Abs. tdes Berner Übereinlcommens
garantielt, Art 11bis Äbs.2 des Bemer Übereinkommens legt
äudem fest, dass der Anspruch aufangemessene Vergütung nicüt
beeinträchtigt werden darf,

Gerade Showproduktionen sind sehr kostenlastig. Sind die
Vorlaufkosten sehr hoch (2. B. bei 90 % der Einaahmen) kann der
Urheber davon abgehalten werden, iri Deutschland tätig zu wer-
den. Denn bei einer Bruttoquellensteuer i. H. von 15 % der Ein-
nahmen muss ar noch 5 % mitbringen, darnit &e Steuer gezahlt
werden kann. Gerade Urheber, &e keine iiquiden Miael haben,
werden davon abgehalten, hier tätig zu werden.

Gleichzeitig wird der Arrspruch auf angemessene Vergütung
beeinrrächtigt, soweit die Steuer über dem liegt, was Inländer zu
zahlen haben. Der hoheitliche Zugri.fi'durch die Steuer auf die
Einnahmen ist dabei nicht anders zu beurteilen als der unzuläs-
sige Fall, in welchem dem vergütuogspflichtigen lnländer ein ge-
setzLich niedergelegter ,,Rabatt" i. H. r'on 15 % aufdie angemes-
sene Vergütung eingeräumt werden wütde.

c) Der Referentenenrwurfhebt die Besteuerung aufder sog.
2. Ebene auf, soweit die Besteuerung aufder 1. Ebene durchge-
ftihrt wurde ($ 50aAbs. 4 ESIG n. F.). Dieses Ergebnis greift aber
z.B- daIlr^ nicht, wenn auf der 1. Ebene die Nettobesteuerung
durcheefiihrt wird. Insofern muss sich der Gebietsfiemde so-
wohl im die Entlastung seiner eigenen Einkünfte kümmern und
dementsprechend mit Kosten verbundenen VerwaltuBgsauf-
wand betreiben und zudem auch noch um die in $S 73a f. ESTDV
veran-kerten P[ichren.

Durch die Kumulation der gesetzlichen Verpflichtungen
komrnt der Gebietsfremde in eine wesentlich scblechtere wirt-
schaftliche Ausgangsposition, denn die gesetzlichen,,Äufgaben"
zwingen ihn dazu, Beratung hinzuznzi,ehen, was mit Geldauf-
wand verbunden ist. Der Gebietsansässige ist einer solchen Dop-
pelbelastung dagegen nicht ausgesetzt.

Dieser Nachteil ist nur darin behoben, wenn Gebietsfremde
nlcht in die Verpflichtungen zur Durchführung des Steuerab-
zugs aufder 2. Ebene mit einbezogen werden.

d) Zu bemängeln ist schließlich, dass der Referentenenrwurf
die Gesetzesänderung erst ab den. 1.7. 2009 zulässt (Art.22
Äbs.5 Referentenentwurf). Die den deutschen Gesetzgeber
zum Handeln zwingenden Entscheidungen des luGH in Sachen
Geniße rrr\d F KP S;orpio Konzertoroduktinet GmbIfT sjr�i'd bererts
seit gelaumer Zeit veikündet und begründen Rechtsansprüche
auf sofortige Anwendung auf alle noch offenen Fälle. Der ge-
meinschaftswidrige Zustand wird für die Vergangenheit ande-
renfalls nicht beseitigt.

6. Zusommenfossung
Der zur Diskussion sestellte Referentenentwurfist der rich-

,U" ** r" die richtigJ Richtung. Die vorangegangenen Aus-

25 Beschlus des Rates 9 4 /800/EG e.22. 12. 1994, ABI L3 36, 1
26 BGBI lI 19'73. 107 1 und BGBI Il 1985, 81.

20.30 € Steuerft. Bl\rF 178.00€
(2,03 '/. aul 1 000 €)

Anhand des Beispiels wird deutlich, dass es nicht angehen
kann, einen Gebietsfremden nach dem Re6rentenentwurf mit
17,8 % Durckchnittssteuer aufdeu tatsächlichen Verdienst von
nur 1 000 € zu belästen, den Gebietsansässigen, derja im Bei-
spiel real mehr, nämli ch7 774 € erzielte, nur mit einem durch-
silmittlichen Satz i. H . von 2,03 Yobezogen aufseine Gesamtein-
künfte. Das im nationalen Recht veranl<erte Prinzio der Steuer-
gerechrigkeit gebietet es, reales Einkommen von 8]64 € höher
zu besteuern, als ein solches in Höhe von nur 1 000 €. Durch
den Ansatz des Grundfreibetrages bei der Berechnung wurde das
Einkommen des Gebietsfremden.entsurechend der EuGH-Ent-
scheidung jn Sachen C,efliße (C-n47Ol) schon in die Steuer-
pflicht ,,gehoben", was ohne Berücksichtigung des Grundfreibe-
rrages nichr der FalJ gewesen wäre.

5. Sonstige Kritikpunhe (für Gebietsfremde und Dritl-
s|uotlerl

a) Der Referentenentwurf ist auch dadurch gekennzeichaet,
dass dem Gebietsfremden nicht &e erforderlichen Verfahrens-
rechte wegen eines zu hohen Steuereinbehalts gegen die Steuer-
anmeldung eingeräumt werden (Einspruchsmöglicbleiten).
Diese Forderung ist umso wichtiger, weil das ,,Vereinfachte Er-
stattungsverfaluen" entfallen ist (siehe S. 72 des Referentenent-
n'urß) und eine Erstattudg erst im Rahmen des Veranlagungs-
wal rechts nach $ 50 Abs. 2 Nr. 5 ESIG n. F. zugestanden wird.
Vergleicht man diese Situation mit der eines Inländers, so wird
deutlich, dass dieser gegen die Festsetzung einet Vorauszahlung
Einspruch einlegen und sich gegen eine zu hohe Steuerforderung
zur wehr setzen kann. Dem Gebietsfremden wird dieses Recht
verwehrt i zumindest fehlen hierzu klare gesetzliche Vorgaben.

Vor dem Hintergrund, däss der Gebietsansässige - im Falle
von Zweifeln und wegen der ihn treffenden Haftung für einen zu
geringen Steuereinbehalt - eher dazu geneigt ist, den Steuerab-
zug von einer zu hohen Bemessungsgrundlage votzunelimen,
wird deutlich, dass dem Gebietsfiemden spiegelbildlich ein um-
fassendes Rechtsbehelßverfahren gegen die SteuerGstsetzung
durch Steueranmeldung eingeräumt werden muss.

b) Drittstaatler sind durch den Referentenentwurf insoweit
betrofen, alsihnen eine Nettobesteuerung völlig verwehrt wird.
Das Vereinfachte Erstattungwerfahren wird nämlich abge-
schaßt; eine Verurlagung bleibt ebenfalls ausgeschlossen.

Hierdurch können bei hohem Produktionsaufwand Rechte
beschnitten werden, &e sich aus dem gemeirschaftsrechtlich har-
monisierten lJrheberrecht ableiten. Von Bedeutung dabei ist, dass
durch die Bruttobesteuerung ohne Kostenberücksichtigung Ur-
heber wirtschaftlich davon z. B. abgehalten werden können, ihr
Äufüihrungsrecht wahrzünehmen und - losgelöst davon - keine
angemessene Vergütung erzielen, wenn eine Besteuerung nach
dem Bruttoergebnis - ohre Kostenberücksichtigung erfolgt.

Mit dem Übereinkommen über handelsbezogene Aspekte
der Rechte des geistigen Eigentums, niedergelegt in Anhang 1 C
des Übereinkommens voir Marrakesch zur Errichtuns der 

'Welt-

ISrR 18/2008
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Diese statistischen Erhebungen verdeutlichen, dass der ange-
dachte Weg, eine Nettobesteuerung an der Quelle zu einem
durchschnittlichen Einheitssteuersatz i. lI. von 30 % aufden mo-
diffzierten Gewinn durchzuführen, bei der überwiegenden Zahl
von Steuerpflichtigen zu zu hohen Steuern ftihrt, was aber nach
der Rechrsprechung des EuGH verboren ist '0. Ein genereller
Durchschnittssteuersatz i. H. von 30 % ist nicht erforderlich; es
können vielmehr StuGnregelungen eingeführt werden, die das
zuvor dargestellte Ergebnis vermeiden.

d) Zu bemängeln ist ferner, dass nach dem Referentenent-
wlrf Verluste aus anderen Einkunftsarten bzw. Verluste aus
Konzerten des gleichenJahres aber auch bei solchen aus anderen
Kalenderjahren bei der Bemessung der Nettobesteuerung nach

$ 50aESIG an der Quelle keine Berücksichtigung finden'�o. Diese
Verfahrensweise {iihrt zu einer verbotenen höheren Steuerbelas-
tung im Vorauszahlungwerfahren als bei Gebietsansässigen und
zugleich zu einer Benachteiligung irn Rahmen der Liquidität.
Verluste werden nämlch bei Gebietsansässigen immer schon im
Rahmen det Festsetzung von Vorauszahlungen steuermindernd
mir berücksichrigr-

e) In $ 50a Abs. 3 ESIG des Referentenentwurfs ist festgehal-
ten, dass der Anspruch aufNettobesteuerung nicht greift, soweit
es um die Überlassung von Rechten i. S. des $ 49 Abs. 1 Nr. 6
i. V. m. $ 50aAbs. 1 Nr. 3 ESIGgeht.

Insofem liegt ein klarer Verstoß gegen die ScorTo-Entschei-
dung des EuGH vor, wonach Kosten direkt aa der Quelle zu be-
rücksichtigen sind. Insbesondere in Fällen von Showproduktio-
nen (2. B. Musicals) werden Nutzungsrechte oft entgeltlich er-
worben. Diese Kosten rnüssei bei der Errnitdung der Benes-
sungsgrundlage in Abzug gebracht werden dürGn.

4. Kritik im Rohmen der Steuerveronlogüng
Ifür Gebietsfremde]

a)Im Reßrentenentwurf vrird dem Gebietsfremden eirr
grundsätzlich zu begrüSendes Veranlagungswahlrecht einge-
räumt; gleichwobl fehlen klare Zuständigkeitsregelungen {iir das
angedacb te Veranlagungsverfahren.

Für die Erhebuns von Steuern auf das Einkommen natürli-
cher Personen trifft $ 19 AO eine Regblung. In $ 19 Abs. 1AO
wird zunächst die Zuständigkeit festgelegt, soweit der Steuer-
p{lichtige einen Wohnsitz in Deutschland unterlr:ilt. Diese Rege-
lung ist auf die hier irn Ranme stehende Gruppe von Steuer-
schuldnern aus anderen Mitgliedstaaten bzw. dem EWR regel-
mäßig nicht anwendbar.

In anderen Fällen knüpft $ 19 Abs. 2 Satz 1 AO an den Bezirk
an, in dem sich das Vermögen beffndet; irifft &eses aufmehrere
Bezirke zu, ist das Finan za$\t in demBezirk zuständig, in dem sich
der wertlnollste Teil des Vermögens beffndet. Da das von gebiets-
fremden Künsdem und Produktionseesellschaften in Deutsch-
land erzielte Einl<ommen t.g.l*:ißig in ihren Wohnsitzstaat
tranGriert wnd, ist &ese Vorschri& ebenlälls nicht einschlägig.

Ist sodann eine Bestimrnung nach dem Vermögen nicht mög-
lich, ist $ 19 Abs.2 Satz 2 AO einschlägig. Die örtliche Zustän-
&gkeit bestimmt danach nach der vörwiegenden Äusübung oder
der Verwertung der Tätigkeit. Aufgrund der Tatsache, dass ge-
bietsfremde Vergütungsgläubiger einerseits in mehreren Städten
soielen bzw. u. U. mit viel€n Veranstaltern irn Inland zusam-
Äenarbeiten, ist eine Bestinmung der allgemeinen Zuständig-
keit auch nach $ 19 Abs. 2 Satz 1 AO nahezu unmöglich. Die hier

einsclrlägige Normlässt keine eindeutigen 
'Wertungen zu, sodass

der Gebietsfremde nicht absehen kann, an welches Finanzamt er
sich denn zur Durch{iihrung seiner Verarlagung wenden muss.
Durch diese Ver&hrensweise wird die VerwirklichunE der
Diensrlerstungsfreiheit behinderr. zu der nach der Rechispre-
chung des EuGH auch die Verfahrensrechte gehören'�l-

Zuständig sollte allein das Finanzamt sein, das den ersten
Kostenanerkennungsbescheid (s. o.) erlassen hat oder aber - sollte
ein solcher Äntrag nicht gestellt worden sein - das Finanzamt,
das für die Besteuerufrg des Veranstalteis zuständig ist, der den
ersten Auftritt des Künstlers in Deutscbland tun Kalenderjahr
veranstaltet hat.

b) Zu kritisierenist zudem die generelle Ausklammerung des
Grundfreibetrages im Veranlagungswerfabren. Der Referenten-
entwurfsieht dazu in \ 50 Äbs. 1 Satz 2 ESIG n. F. vor, dass das
zu versteuernde Einkommen um den Grundfreibetrag zu erhö-
hen ist, so dass imErgebnis die Steuer anzusetzen ist, die sich so-
dann aus der Crundtabelle ableitet.

aa) Die Erhöhung um den Grundfreibetrag ist Ausfluss der
Rechtsprechung des EuGH in Sachen Gerrirse und insofern zu-
nächst legitirnz. Aus der Entscheidung Cerriße ist rber auch zt
entnehmen, dass zu prüfen ist, ob eine vergleichbare Vergünsti-
gung im W'ohnsitzstaat gewährt wird. Das war im Falle Gerrirse
der Fall, was sich aus einer Rückfrage des Gerichtshofs bei der
niederländischen Regierung ergab'3. Äus der Anfrage des EuGH
im Verfahren Gerritse an die niederländische Regierung und aus
den Ausftihrungen des EuGH im Urteil selbst karrn die Schluss-
folgerung gezogen werden, dass dör Grundfreibetrag dann zu ge-
währen ist, wenn eine vergleichbare Regelung im Wohnsitzstaat
fehlt (dieses scheint z. B. in Rumänien und Bulgarien, aber auch
in Liechtenstein der Fall zu sein).

bb) Auch der Umstand, dass der sich aus der einschlägigen
Steuertabelle ergebende Steuerbetrag anzusetzen ist, der sich un-
ter Berücksichtung des hinzugerechneten Grundfreibetrages er-
gibt, steht nicht im Einllang mit dei Entscheidung des EuGH in
Sachen Genitse".

Der EuGH füh-rte dazu im 2. Teil des Tenors zum Geniße
Urteil wörtlich wie folgt aus:

,,Dagegen steher diese Artikel da EC-Vettrags einet sokhen nqtio-
nahn Regeluxg nieht entgegen , soueit flach ihr in der Rcgel die Eirkütfte
CebietsJtenlu eitrer defnitim Bestaaerxng zu einem eirheitlichen
Skuetsatz von 25 % durch Steuerabzug unwliegn, uähmd die Ein-
häxfu Gebietsanstxiget nah eixem progressivn Steuertaif uit einem
Crundfeibetrßg bestetlet wadu, sofem der Steuenatz von 25 % xicht
h;iher i* als der Steumatz, det sihfir dex Betrofenat tatvichlich aus det
Anwendung da progresiuex Steuotaifs auf die Neuwinkünfu zuzü-
glich eifles Betages itr llithe des Grundfreibetrags ugebar würde."

Aus dem Tenor des EuGH Urteils wird deutlich, dass nicht
der Steuerbetrag aus der Grundtabelle zu entnehmen ist, der sich
aus einer Erhöhung um den Grundfieibetrag ergibt, sondem an-
zuwenden ist der Steuersatz, der sich aus Hinzurechnung des
Grundfteibetrages zum tatsächlich zu versteuernden Einkom-
men ergibt. Jede andere Betrachtung würde dazu führen, dass
beim Gebietsftemden im Ergebnis nicht erzieltes Einkomlmen (in
Höhe des Grundfreibetrages) besteuert wird.

19 ErGIJ v 27.6.1996, C-1O7/94, Ai'cheL IStR 1996, 329, Rn.49f., Slg
1996,3089.
20 SieheSeite 71,6. Absatz.

21 El3H 1,.14. 2.1995, C-279 /93, Schunatkn,IstR 1995, 126, Rn. 48f.
22 EuGH v. 12. 6.2003, C-234/o1, Genitse,lstR 2003, 458, Rn. 481, Slg
2003,5933.
23 EuGH '. 12.6.2003, C-234/01, C"r'jrre, IStR 2003, 458, Rn. 51., Slg
2003,5933.
24 IuGH v. 12.6.2003, C-234/01, Ge"tse,IStR 2003, 458, Rn.53f, Slg
2003,5933.
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fiihrungä haben aber gezeigt, dass über einige essentielle Ande-
rungen nachgedacbt v/erden sollte. Zu fordern ist dabei insbesoh.
dere, dass dei gebiets&emde Künsder dazu berechtigt sein muss,
sein individuelles Steuerrechtwerhälmis direkt mit der Finanzbe-
hörde regeln zu dürfen. Er muss im Übrigen verfahrensrechtlich
gesehen die gleichen Rechte erhalten vrie ein vergleirhbarer In-
länder. Hierzu sind die eindeutige Bestimmung der Zustäudig-
keiten der Finanzbehörden ftir das vorgesehene Veranlagungs-
wahlrecht rind die Rechtsbehelßrechte gegen die Steueranmel-
dung des gebietsansässigen Vcrgü'tungsschuldners zu rechlen.

Gemeinscha{isreclrtlich gesähen zu kritisierqn ist der Umstand,
dass Steuerpflick{ge aus Drirtstaaten von jcglicher Steuererstat-
tung aufdas Nettoergebnis ausgeschlossen werden. Von Bedeu-
tung dabei ist, dass durch das Steuerrecht das Recht zur AufüiL
rung und Verbreitung urheberrechtlich geschützter Werke unter
gewissen Voraussetzungen eingeschränkt werden kann. Äuch
kann der Anspruch aufangemessene Vergütung negativ tangiert
scin. Soweit die angedachten l\ndenrngen vorgenornmen wer-
den, bestehen u. E. keine weiteren gemeinschaftsrechtlichen Be-
denken.

l


